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Gepſetz-Sammlung 


für die 


Inhalt: Verordnung, betreffend die Anlegung des Grundbuchs für die Inſel Helgoland, S. 111. — 
Bekanntmachung der nach dem Geſetze vom 10. April 1872 durch die Regierungs-Amtsblätter 
publizirten landesherrlichen Exlaſſe, Urkunden ꝛc., S. 118. 


(Fr. 10183.) Verordnung, betreffend die Anlegung des Grundbuchs für die Inſel Helgoland. 
Vom 10. April 1900. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen u. 
verordnen auf Grund des Artikel 186 des Einführungsgeſetzes zum Bürgerlichen 
Geſetzbuch und der $$. 2, 91 der Grundbuchordnung für die Inſel Helgoland, 
was folgt: 
Artikel 1. 
Das Grundbuch wird durch das Grundbuchamt angelegt. 


Artikel 2. 


Die Anlegung erfolgt von Amtswegen. Die Vorſchrift des Artikel 1 der 
Verordnung, betreffend das Grundbuchweſen, vom 13. November 1899 (Geſetz— 
Samml. S. 519) bleibt unberührt. 


Artikel 3. 
Als amtliches Verzeichniß der Grundſtücke dienen die von der Kataſter⸗ 
verwaltung hergeſtellten Bücher (Flurbuch, Mutterrolle, Artikelverzeichniß). 


f N Artikel 4. 
Dem Grundbuchamt iſt von der Kataſterbehörde Abſchrift des Flurbuchs, 
der Mutterrolle und des Artikelverzeichniſſes mitzutheilen. 


f Artikel 5. f 
Das Grundbuchamt kann die Kataſterbehörde um Aufklärungen, um Er⸗ 
theilung vergleichender Auszüge aus der Mutterrolle und den bei der Kataſter— 
behörde vorhandenen Büchern, um Mitwirkung bei Verhandlungen an Ort und 
Gefeh⸗Samml. 1900. (Nr. 10183.) 22 


Ausgegeben zu Berlin den 25. April 1900. 
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Stelle, um Vermeſſungen, insbeſondere, ſoweit es ſie zur Wiederherſtellung 
früherer Grundſtücke für nöthig erachtet, ſowie um entſprechende Berichtigung der 
Karken und Bücher der Kataſterverwaltung erſuchen. 


8 5 Artikel 6. a 
Ueber Beſitz, Eigenthum und Belaftung der Grundſtücke find zu vernehmen: 
1. die im Flurbuch als Eigenthümer Eingetragenen oder deren Erben; 
2. diejenigen, welche nach dem ſogenannten Helgoländer Hypothekenbuch 
und Regiſter zuletzt eine Hypothek an dem Grundſtücke beſtellt haben, 
oder deren Erben f N 

3. diejenigen, welche von den unter Nr. 1 oder Nr. 2 Genannten als 
Eigenthümer bezeichnet werden oder für deren Eigenthum ſich Anzeichen 
ergeben. 

Iſt der Aufenthalt einer dieſer Perſonen unbekannt oder außerhalb des 
Deutſchen Reichs, jo kann von der Vernehmung Abſtand genommen werden. 
Ein dem Grundbuchamte bekannter Vertreter iſt zu vernehmen. 

Das Grundbuchamt kann von der Vernehmung einzelner Miteigenthümer 
Abſtand nehmen, wenn es die von den übrigen abgegebenen Erklärungen für 
zutreffend und genügend erachtet. In dieſem Falle iſt den nicht vernommenen 
Miteigenthümern mitzutheilen, welche Eintragungen in das Grundbuch auf Grund 
der Erklärungen der vernommenen Miteigenthümer in Ausficht genommen ſind. 


Artikel 7. 

Wer das Eigenthum in Anſpruch nimmt, hat nach dem Ermeſſen des 
Grundbuchamts feinen unmittelbaren Rechtsvorgänger zu nennen, den Rechts⸗ 
grund anzugeben, vermöge deſſen er das Eigenthum erworben hat, und die darauf 
ſich beziehenden Urkunden vorzulegen, ſowie andere Beweiſe anzuzeigen. 

Er hat ferner alle auf dem Grundſtücke haftenden Eigenthums⸗ 
beſchränkungen, Hypotheken und ſonſtigen Rechte, die zur Erhaltung ihrer Wirk⸗ 
ſamkeit gegenüber dem öffentlichen Glauben des Grundbuchs der Eintragung 
bedürfen, nebſt der Perſon des Berechtigten anzuzeigen. 


Artikel 8. 
RN Anſehung der im Artikel 1 der Verordnung vom 13. November 1899 
bezeichneten Grundſtücke iſt die zu ihrer Verwaltung berufene Behörde nur inſo⸗ 
weit zu vernehmen, als eine von ihr ſchriftlich abgegebene Erklärung den Erfor⸗ 


derniſſen des Artikel 7 nicht entſpricht. 


Artikel 9. 

Von den nach Artikel 7 angezeigten Eigenthumsbeſchränkungen, Hypotheken 
und ſonſtigen Rechten erhalten die dem Grundbuchamte bekannten Berechtigten 
mit dem Eröffnen Mittheilung, daß es deren Anmeldung nicht bedürfe. Das 
Gleiche gilt von Grunddienſtbarkeiten, die von dem Eigenthümer angezeigt ſind. 
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Sind Rechte, die ſich aus dem ſogenannten Helgoländer Hypothekenbuch 

id Regiſter ergeben, nicht nach Artikel 7 angezeigt, ſo iſt dies den eingetragenen 
Berechtigten oder deren Erben, ſofern die Perſon und der Aufenthalt der Erben 
dem Grundbuchamte bekannt ſind, mit dem Eröffnen mitzutheilen, daß das Recht 
der Anmeldung bedürfe. i 5 

Die in den Abſ. 1, 2 vorgeſchriebenen Mittheilungen ſollen das belaſtete 
Grundſtück nach der ihm in dem Flurbuche beigelegten Bezeichnung, den Eigen- 
thümer oder Eigenbeſitzer und die im Range vorgehenden oder gleichſtehenden 
Berechtigungen nach Gegenſtand und Kapitalbetrag, ſoweit möglich auch unter 
Benennung des Berechtigten, angeben. 


i Artikel 10. 

Sobald die Vorſchriften der Artikel 6 bis 9 im Weſentlichen durchgeführt 
ſind, beſtimmt der Juſtizminiſter durch eine in der Geſetz-Sammlung zu ver⸗ 
öffentlichende Verfügung den Tag, an welchem eine Ausſchlußfriſt von ſechs 
Monaten beginnt. ö 


Artikel 11. 
Vor dem Ablaufe der Ausſchlußfriſt ſind bei dem Grundbuchamt 
anzumelden: . £ 
1. Anſprüche auf das Eigenthum an einem in dem Bezirke belegenen 
Grundſtücke, ſofern ſie nicht bereits Gegenſtand des Anlegungsver⸗ 
fahrens geworden find; 

Anſprüche auf eine Eigenthumsbeſchränkung, eine Hypothek oder ein 
anderes Recht, welches zur Erhaltung ſeiner Wirkſamkeit gegenüber 
dem öffentlichen Glauben des Grundbuchs der Eintragung bedarf, 
ſowie auf derartige Verfügungsbeſchränkungen, es ſei denn, daß die 
Anmeldung zufolge der dem Berechtigten nach Artikel 9 Abſ. 1 zu 
machenden Mittheilung nicht erforderlich ift; 

3. Einwendungen gegen die Gültigkeit, den Fortbeſtand oder den Rang 

3 vor⸗ oder gleichſtehender Rechte, ſofern fie auf Grund eines bei der 

3 Anlegung des Grundbuchs zu berückſichtigenden Rechtes erhoben werden. 

5 In der Anmeldung ſollen der Anſpruch, die Verfügungsbeſchränkung oder 

die Einwendung nach Grund und Inhalt, das belaſtete und gegebenenfalls das 

berechtigte Grundſtück nach der Bezeichnung in dem Flurbuche ſowie die Perſon 
desjenigen angegeben werden, gegen welchen ſich der Anſpruch, die Verfügungs⸗ 


1 


beſchränkung oder die Einwendung richtet. 


i Artikel 12. x 

er Ueber jede Anmeldung hat das Grundbuchamt dem Anmeldenden auf 

Verlangen eine Beſcheinigung zu ertheilen. b 4 2 5622145 
22° 


zn 
a TERN Artikel 13. Sn 
Wer die nach Artikel 11 Abf. 1 erforderliche Anmeldung verfäumt, 


erleidet den Rechtsnachtheil, daß das Grundbuch ohne Rückſicht auf ſein Recht 
angelegt wird. 


Artikel 14. 

Nachdem der Beginn der Ausſchlußfriſt angeordnet iſt, werden die Vor⸗ 
ſchriften der Artikel 11, 13 mit Angabe des Tages, an welchem die Ausſchluß⸗ 
friſt abläuft, durch das Grundbuchamt bekannt gemacht. Die Bekanntmachung 
ſoll durch Anheftung an die Gerichtstafel, durch Anſchlag in der Gemeinde und 
durch zweimalige Einrückung in das Amtsblatt, das erſte Mal vor dem Beginne, 
das zweite Mal ſpäteſtens ſechs Wochen vor dem Ablaufe der Friſt, veröffent— 
licht werden. 

Auf dieſe Veröffentlichungen ſoll außerdem in dem Kreisblatte für Süder⸗ 
dithmarſchen, einer in Hamburg und einer in Altona erſcheinenden Zeitung 
hingewieſen werden. 

Artikel 15. 

Nach dem Ablaufe der im Artikel 10 bezeichneten Friſt wird das Grundbuch 
nach den für die Einrichtung der Grundbücher geltenden Vorſchriften der Grund⸗ 
buchordnung und den fie ergänzenden Vorſchriften angelegt. 


Artikel 16. 

Die Eintragungen in das Grundbuch erfolgen unter entſprechender Ahr 
wendung der Vorſchriften, welche für die nach der Anlegung des Grundbuchs 
zu bewirkenden Eintragungen gelten. Soweit nach dieſen Vorſchriften eine Bezug⸗ 
nahme auf die Eintragungsbewilligung zuläſſig iſt, kann bei der Anlegung des 
Grundbuchs auf die der Eintragung zu Grunde liegende Urkunde Bezug 
genommen werden. 

Artikel 17. 

Als Eigenthümer iſt in das Grundbuch einzutragen, wer im Flurbuch als 
Eigenthümer eingetragen iſt und entweder ſelbſt das Grundſtück in einem gerichk⸗ 
lichen Zwangsverfahren erſtanden oder vom Fiskus erworben hat oder ſich als 
Rechtsnachfolger des Erwerbers ausweiſt. 


Artikel 18. 

Iſt ein nach Artikel 17 zur Eintragung Berechtigter nicht vorhanden, ſo 
wird der im Flurbuche Verzeichnete als Eigenthümer in das Grundbuch ein 
getragen, wenn er entweder ſeinen Eigenbeſitz durch Zeugniß des Ortsvorſtandes 
beſcheinigt oder durch Urkunden, durch eidliche oder eidesſtattliche Bekundung von 
Zeugen und zugleich durch eigene eidesſtattliche Verſicherung glaubhaft macht, 
daß er allein oder unter Hinzurechnung der Beſitzzeit feiner Rechtsvorgänger das 
Grundſtück ſeit zehn Jahren im Eigenbeſitze gehabt hat. | 
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7 Artikel 19. are 
Hat der im Flurbuch Eingetragene (Artikel 17, 18) einem Anderen 
gegenüber in einer öffentlichen oder öffentlich beglaubigten Urkunde die Einwilligung 
zur Eintragung in das Grundbuch erklärt oder iſt er zur Ertheilung dieſer 
Einwilligung rechtskräftig verurtheilt, ſo tritt der Andere an ſeine Stelle. 


Artikel 20. 

Wird der Eintragung des nach Artikel 17 Berechtigten von einem Anderen 
widerſprochen, der die Eintragung für ſich verlangt, ſo hat der Andere dem 
Grundbuchamt innerhalb einer von dieſem zu beſtimmenden Friſt die Erhebung 
der Klage auf Feſtſtellung feines Rechtes nachzuweiſen. Unterläßt er dies, jo 
bleibt ſein Widerſpruch unberückſichtigt. Anderenfalls iſt nach dem Ermeſſen des 
Grundbuchamts einer der ſtreitenden Theile als Eigenthümer und zugleich zu 
Gunſten des anderen Theiles ein Widerſpruch einzutragen. 

Iſt der Widerſpruch gegen die Eintragung des nach Artikel 18 Berechtigten 
erhoben, jo beſtimmt das Grundbuchamt, wer die Rolle des Klägers zu über 
nehmen hat. Im Uebrigen finden die Vorſchriften des Abſ. 1 Anwendung. 


Artikel 21. 

Ueber Eigenthumsbeſchränkungen, Hypotheken und ſonſtige Rechte, die zur 
Erhaltung ihrer Wirkſamkeit gegenüber dem öffentlichen Glauben des Grund⸗ 
buchs der Eintragung bedürfen, hat das Grundbuchamt den Eigenthümer und, 
wenn es ſich nicht um eine in das ſogenannte Helgoländer Hypothekenbuch ein⸗ 
getragene Hypothek handelt, auch diejenigen Berechtigten, welche durch das Recht 
betroffen werden, zu vernehmen, ſoweit nicht ſchon eine Anzeige oder Mittheilung 
(Artikel 7 Abſ. 2, Artikel 9) gemacht iſt. Das Gleiche gilt von Grunddienft- 
barkeiten, die von dem Berechtigten vor dem Ablaufe der Ausſchlußfriſt an⸗ 
gemeldet ſind. 

Die im Abſ. 1 bezeichneten Rechte ſind in das Grundbuch aufzunehmen, 
wenn fie nach den bisherigen Vorſchriften gültig entſtanden und von dem Eigen- 
thümer anerkannt ſind. Ein Recht, das von keinem der dadurch betroffenen 
Berechtigten beſtritten wird, iſt als gültig entſtanden anzuſehen. 

Beſtreitet der Eigenthümer das Recht, ſo hat derjenige, welcher es in 
Anſpruch nimmt, dem Grundbuchamt innerhalb einer von dieſem zu beſtimmenden 
Friſt die Erhebung der Klage auf Feſtſtellung ſeines Rechtes nachzuweiſen, 
widrigenfalls fein Recht bei der Anlegung des Grundbuchs nicht berüͤckſichtigt 
wird. Dieſe Vorſchrift findet entſprechende Anwendung, wenn ein beanſpruchtes 
Vorrecht von dem Eigenthümer oder einem Berechtigten beſtritten wird. 

Die Vorſchriften der Abſ. 1 bis 3 finden auf Verfügungsbeſchränkungen 
entſprechende Anwendung. 8 

Artikel 22. 

Iſt bei der Anlegung des Grundbuchs die nach Artikel 21 Abſ. 3, 4 

beſtimmte Friſt noch nicht abgelaufen oder im Falle rechtzeitigen Nachweiſes der 


Klageerhebung der Rechtsſtreit noch anhängig, fo iſt zu Gunſten desjenigen 
welcher das Recht oder das Vorrecht beanſprucht hat, ein Widerſpruch einzutragen 
Der Widerſpruch wird auf Antrag gelöſcht, wenn die Klage nicht rechtzeitig 
erhoben oder zurückgenommen oder rechtskräftig abgewieſen wird, die Koſten der 
Löſchung hat der Gegner zu tragen. 5 


Artikel 23. 
Behauptet der Eigenthümer, daß ein Recht getilgt ſei, ohne dies urkundlich 
nachweiſen zu können, ſo iſt das Recht und, wenn die Tilgung glaubhaft gemacht 
iſt, zugleich ein Widerſpruch einzutragen. 


Artikel 24. 

5 Soweit bei der Anlegung des Grundbuchs ein geltend gemachtes Eigen- 
thumsrecht oder anderes Recht oder Vorrecht, eine Verfügungsbeſchränkung oder 
eine Einwendung nicht zu berückſichtigen iſt, hat das Grundbuchamt hiervon 
demjenigen, welcher die Berückſichtigung verlangt hat, unverzüglich Mittheilung 
zu machen. | 

Artikel 25. a 

Dias Grundbuchamt kann die Befolgung einer Ladung und die Erfüllung 
einer jeden dem Geladenen auferlegten Verpflichtung durch Geldſtrafen bis zum 
Geſammtbetrage von einhundertfünfzig Mark erzwingen, auch im Falle des 
Artikel 7 die dort bezeichneten Nachweiſungen auf Koſten des Säumigen beſchaffen. 


ö A 

Die Bekanntmachung der Verfügungen des Grundbuchamts, insbeſondere 

auch der angeordneten Mittheilungen, erfolgt durch Zuſtellung. Die Zuſtellung 
wird durch die Eröffnung zu Protokoll erſetzt. 
Bei der Zuſtellung unterbleibt die Uebergabe einer beglaubigten Abſchrift 
der Zuſtellungsurkunde. Auf dem zu übergebenden Schriftſtück iſt der Tag der 
Zuſtellung von dem zuſtellenden Beamten unter Beifügung ſeiner Unterſchrift 
zu vermerken. 

Soweit nicht die Umſtände des einzelnen Falles eine Ausnahme begründen, 
erfolgen die Zuſtellungen durch Aufgabe zur Poſt oder nach dem Exmeſſen des 
Grundbuchamts durch Umlauf. : 

Artikel 27. 

Bei der Zuftellung durch Aufgabe zur Poſt wird die Zuſtellung nicht als 
bewirkt angeſehen, wenn die Sendung als unbeſtellbar zurückkommt. Hält die 
Perſon, der zugeſtellt werden ſoll, ſich außerhalb des Deutſchen Reichs auf, jo 
iſt die Sendung mit der Bezeichnung „Einſchreiben“ zu verſehen. 

Auf die Zuſtellung durch Umlauf finden die Vorſchriften der $$. 180 
bis 184, 186 bis 189 der Civilprozeßordnung entſprechende Anwendung. Im 
Uebrigen gelten für ſie die nachfolgenden Vorſchriften. g ren 7 
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Das zuzuſtellende Schriftſtück iſt den Perſonen, denen es zuzuſtellen iſt, 
zur Kenntnißnahme vorzulegen oder vorzuleſen; eine beglaubigte Abſchrift des 
Schriftſtücks iſt bei einer in dieſem zu bezeichnenden Perſon niederzulegen. Die 
Niederlegung kann bei dem Gemeindevorſteher oder bei einer der Perſonen erfolgen, 
an die der Umlauf gerichtet iſt. ö N 
Erfolgt die Zuftellung durch Umlauf nicht an die Perſon ſelbſt, der 
zugeſtellt werden foll, fo iſt der Perſon, welcher zugeſtellt iſt, eine ſchriftliche 
Anzeige über die nach Abſ. 3 zu bewirkende Niederlegung des zuzuſtellenden 
Schriftſtücks zu übergeben. 
Inm Falle des $. 182 der Civilprozeßordnung ift die im Abſ. 3 vor⸗ 
geſchriebene Niederlegung durch eine an die Thür der Wohnung zu befeſtigende 
ſchriftliche Anzeige und, ſoweit thunlich, durch mündliche Mittheilung an zwei 
andere im Umlaufe genannte Perſonen bekannt zu machen. ; 
Der Vorgang iſt in der Zuſtellungsurkunde zu erwähnen. Im Falle ver- 
weigerter Kenntnißnahme oder Annahme der Anzeige genügt die Erwähnung der 
Verweigerung. 


Artikel 28. 

Iſt die Anlegung des Grundbuchs im Weſentlichen vollendet, ſo wird dies 
nach Anweiſung des Juſtizminiſters durch das Amtsblatt bekannt gemacht. 

Mit dem Beginne des elften Tages nach der Ausgabe des Amtsblatts iſt 
das Grundbuch für den Bezirk als angelegt anzuſehen. Ausgenommen ſind die 
zu dem Bezirke gehörenden Grundſtücke, welche ein Grundbuchblatt von Amts⸗ 
wegen erhalten müſſen, aber noch nicht erhalten haben; dieſe Grundſtücke ſind 
in der Bekanntmachung zu bezeichnen. 


Artikel 29. 

Auf das Verfahren zum Zwecke der Eintragung von Grundſtücken, die 
bei der Anlegung des Grundbuchs ein Blatt nicht erhalten haben, finden die 
Vorſchriften der Artikel 2 ff. entſprechende Anwendung. Eine öffentliche Bekannt⸗ 
machung des Beginns des Verfahrens oder der erfolgten Anlegung des Blattes 
ſowie die wiederholte Beſtimmung einer Ausſchlußfriſt findet nicht ſtatt. 

Nach dem Ablaufe von zwei Jahren ſeit der Zeit, zu welcher das Grund⸗ 
buch als angelegt anzuſehen iſt, gilt, unbeſchadet der Vorſchriften des Abſ. 1, 
die Anlegung für die dort bezeichneten Grundſtücke auch dann als erfolgt, wenn 
ſie ein Blatt noch nicht erhalten haben. 


Artikel 30. 

Das Anlegungsverfahren bei dem Grundbuchamte, mit Einſchluß der An⸗ 
legung des Grundbuchs, iſt koſten- und ſtempelfrei. Die Befreiung erſtreckt ſich 
auf die baaren Auslagen ſowie auf die Stempel der Vollmachten und der bei⸗ 
zubringenden Zeugniſſe, Eintragungsbewilligungen und ſonſtigen Nachweiſungen. 
Koſten und Stempel ſind jedoch zu erheben, ſoweit mit der Anlegung des 
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Grundbuchs koſten⸗ und ſtempelpflichtige e ee in den Rechtöverhälnifin 


eines Grundſtücks eingetragen werden. 


Arkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Berlin im Schloß, den 10. April 1900, 


(JL. S.) Wilhelm. 


Fürſt zu Hohenlohe. v. Miquel. v. Thielen. Frhr. v. Hammerſtein. 
Schönſtedt. Brefeld. v. Goßler. Gr. v. Poſadowsky. Gr. v. Bülow. 
Tirpitz. Studt. Frhr. v. Rheinbaben. 


Bekanntmachung. 
Nach Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872 Geſetz-Samml. S. 357) 
ſind bekannt gemacht: 
1. das am 22. Januar 1900 Allerhöchſt vollzogene Statut für die Ent⸗ 
und Bewäſſerungsgenoſſenſchaft Niederadenau-Heckwinkel zu Niederadenau 


im Kreiſe Adenau durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Coblenz 
Nr. 15 S. 101, ausgegeben am 29. März 1900 


das am 12. Februar 1900 Allerhöchſt vollzogene Statut für die Genoſſen⸗ 


1 


ſchaft zur Entwäſſerung des Elbvorlandes bei Camps im Kreiſe Oſterburg 


durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Magdeburg Nu. 12 
S. 177, ausgegeben am 24. März 1900; 

3. das am 12. Februar 1900 Alerhschſt Völs ge Statut für die Ent⸗ 
wäſſerungsgenoſſenſchaft zu Giegowitz im Kreiſe Toſt-Gleiwitz durch das 
Amtsblatt der Königl. Regierung zu Oppeln Nr. 11 S. 75, ausgegeben 
am 16. März 1900. 


Nedigirt im Bureau des Staatsminiſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerei. 


